schwerpunktthema

Blindelung qualitatssichernder MaBnahmen

Die Zeit fur

die Profession
Betreuung ist reif

Betreuung ist ein Instrument, um die Rechts- und Handlungsfihigkeit von Menschen zu wah-
ren und bietet Menschen mit Behinderung zugleich Schutz. Damit ist Betreuung ein Garant
zum Erhalt der Menschenwiirde und hat eine gesellschaftlich wichtige Aufgabe. Die Entwick-
lung der beruflichen Betreuungspraxis ist ein dynamischer Prozess. Tiefgreifende gesellschaft-
liche Entwicklungen erfordern eine Beschleunigung der Professionalisierung. MaBgeblich der
Berufsverband der Berufsbetreuer/innen (BdB) hat die Notwendigkeit der Professionalisierung
frithzeitig erkannt und daran gearbeitet. Das Ziel, Profession zu sein, ist von der fachlichen und
berufspraktischen Seite her ein realistisches und darf nicht in eine ferne Zukunft verschoben
werden. Bislang verhindern vor allem die gesetzlichen Rahmenbedingungen das Erreichen
dieses Ziels. Gegenwairtig ist eine Diskussion um das Thema in Gang gekommen, die neue
Chancen bietet. Der nachfolgende Beitrag zeichnet die Professionalisierung der Betreuung
nach, zeigt aktuelle Entwicklungen auf und skizziert die Perspektive Profession als Biindelung

qualitétssichernder MaBnahmen.

Von Klaus Forter-Vondey

Strategie der Professionalisierung

Jahrhundertreform

Die Jahrhundertreform Betreuung war nicht nur eine Abkehr von der
Entmiindigung, sondern wurde als Garantie fiir die Menschenwiirde
(Lipp,2004) etabliert. Die Bezeichnung Jahrhundertreform kennzeich-
net die gesellschaftliche Bedeutung und die Gemeinwohlorientierung?
dieser Entwicklung. Diese Veranderung zeichnet eine Entwicklungsli-
nie zu immer weniger Einschrankungen und mehr Selbstsorge vor. Die
andere Seite der politisch gewollten Selbstsorge ist der steigenden Be-
darf an Unterstiitzung von Menschen, die ihre Angelegenheiten nicht
selbst besorgen konnen, also an Betreuung. Zuletzt wurde die Bedeu-
tung der Betreuung noch einmal hochstrichterlich unterstrichen. Das
Bundesverfassungsgericht geht davon aus, »dass die Betreuung (...)
die mit der Menschenwiirde garantierte Selbstbestimmung des Ein-
zelnen verwirklichen soll und der Betreuer die Rechte des Betroffenen
auch gegeniiber dem Staat wahrzunehmen hat (Lipp JZ 2006, 661,

1 vergl.:Lipp, Volker, Betreuung: Rechtsfiirsorge im Sozialstaat, Betrifft: Betreuung 8
2 vergl.:Oberlander, Funk, Herrmann in: Perspektiven der Professionalisierung der
Berufsbetreuung, Studienbericht des IFB, 2010

663), (...) dass jener bei fehlender Einsichtsfahigkeit des Betrof-
fenen neben der zivilrechtlichen Vertretung auch 6ffentliche
Flrsorge ausiibt.«3

UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK)

Mit dem Ubereinkommen iiber die Rechte von Menschen mit

Behinderungen (BRK)4, wurde diese Entwicklungslinie unter-

strichen und folgende Aspekte hinzugefiigt:

« Der Behindertenbegriff erfahrt eine erweiterte Definition.
Neben der bislang giiltigen, in der Gesundheit der Person
liegenden Einschrankung, kommt eine soziale Dimension
hinzu: Somit zahlen »Zu den Menschen mit Behinderungen
(..) Menschen, die langfristige korperliche, seelische, geistige
oder Sinnesbeeintrachtigungen haben, welche sie in Wech-
selwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirk-
samen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft

3 BGH-Beschluss, XIl ZB 99/12,20.06.2012 (Zwangsbehandlung)
4 Ubereinkommen (iber die Rechte von Menschen mit Behinderungen
(BRK), seit 2009 in Deutschland giiltiges Recht
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hindern kdnnen.«5 Die Gesellschaft hat zum einen Teilhabe
als Ausgleich fiir in der Person begriindete Nachteile zu re-
geln. Zum anderen muss sie erkennen, wie und wodurch
Menschen an Inklusion gehindert werden und muss diese
Hindernisse abbauen.

» Menschen haben auf der Grundlage der garantierten
Rechts- und Handlungsfahigkeit® die »Freiheit, eigene Ent-
scheidungen zu treffen«’. Die Gesellschaft hat eine entspre-
chend qualifizierte Unterstiitzung fiir die Wahrnehmung der
Rechts-und Handlungsfahigkeit® sicherzustellen.

Dieses Konzept der unterstiitzten Entscheidungsfindung
schlieBt natiirlich eine willkiirliche Entscheidung fiir andere
Menschen aus. Nicht die Entscheidung lber Menschen, son-
dern die Sicherstellung von Entscheidungen und Handlungen
in Verlangerung des eigenen Lebensentwurfs und die qua-
lifizierte Unterstlitzung dabei, ist der Kern des Konzepts der
unterstiitzten Entscheidungsfindung. Der BdB hat aus der Be-
treuungspraxis heraus entsprechende Verfahren und Metho-
den entwickelt (Betreuungsmanagement, Berufsethik, Leitli-
nien, Standards), um dieses Anliegen umsetzbar gestalten zu
konnen.

Sozialpolitische Verdnderungen und deren Folgen
Vor dem Hintergrund tiefgreifender gesellschaftlicher und
sozialpolitischer Veranderungen und daraus resultierend kom-
plexeren und komplizierteren Problemlagen von Menschen,
gewinnt die Betreuung weiter an Bedeutung. Die Formel von
Fordern und Fordern im Zusammenhang mit der Umsetzung
von »Hartz IV« und die geplante Veranderung der Eingliede-
rungshilfe bedeuten einen Riickbau von staatlicher Fiirsorge
und damit die Ubertragung von immer mehr Verantwortung
fir das eigene Lebensmanagement und die eigene Daseins-
vorsorge (Selbstsorge). Da diese Entwicklung in allen Sozi-
alleistungssystemen stattfindet, wird der Aufwand fiir das
Lebensmanagement zwangslaufig groBer und komplizierter,
vor allem wenn ein Mensch auf soziale Versorgungsleistungen
angewiesen ist. Das anschlieBende Leistungsgeschehen einer
sozialen Versorgung wird darliber hinaus komplexer. Men-
schen mit einer Stérung der internen Dispositions, das heil3t
mit Einschrankungen der Erkenntnis-, Entscheidungs- und
Handlungskompetenz und daraus folgend mit Problemen in
der Wechselbeziehung zur Gesellschaft, haben immer weni-
ger Moglichkeiten, Versorgungsleistungen zu erlangen. Die
Veranderungen im Sozialen haben somit nicht nur quantitativ
Auswirkungen auf die Selbstsorge, sondern auch qualitativ.
Damit ist auch die Unterstiitzung durch die Betreuung dieser
Menschen unter quantitativen und qualitativen Aspekten zu
betrachten.

ebenda, Art.1

vergl..ebenda, Art.12, (2)

ebenda, Art. 3,a)

vergl.:ebenda, Art. 12, (3); Rechtsfahigkeit versteht man die Fahigkeit
Trager von Rechten und Pflichten zu sein. Die Rechtsfahigkeit kommt
allen natiirlichen Personen zu. Handlungsfahigkeit ist die Fahigkeit
durch eigene Handlungen Rechte und Pflichten zu begriinden. Hand-
lungsfahigkeit ist an die »Person« (vergl.: Langer, Personlich vor ambu-
lant und stationar, 2013) gebunden und an deren »Geisteszustand« (§
104 BGB, Einwilligungsvorbehalt).

9 vergl.: Forter-Vondey, Begriff Besorgung, kompass 2/2014 und Roder, Die
einen und die anderen Hilfen, kompass 2/2014
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Die Besorgungsleistung™ durch die Betreuung muss unabhangig von
Leistungserbringern der sozialen Versorgung erfolgen, um eine neue
Form der Entmiindigung zu vermeiden. Leider findet diese Selbstver-
standlichkeit immer weniger Beachtung. So beraten Anbieter von Ver-
sorgungsleistungen (z.B. Pflege, padagogische Hilfen usw.) Menschen,
die ihre Angelegenheiten nicht besorgen kdnnen, bei der Antragstel-
lung und der Auswahl von Hilfen — eben auch beziiglich des eigenen
Angebots.

Der nsubjektive Faktor« bei der Umsetzung

Die wachsenden Anforderungen an Betreuung, die beruflichen Erfah-
rungen sowie die Theoriebildung einerseits und die sozialpolitischen
Veranderungen andererseits liben einen Professionalisierungsdruck
auf die Betreuung aus. Die Erkenntnis, dass »(...) Rechtsfiirsorge als
Aufgabe der Betreuung (weit mehr) umfasst (..) als die rechtsge-
schaftliche Vertretung (...)«" und auch mehr ist als das, was jeder fir
sich im Lebensalltag zu bewerkstelligen hat, reifte bei den Berufsin-
haber/innen friihzeitig. Die Diskussion um ein Berufsbild™ 2002 war
ein sichtbarer Ausdruck fiir das intensive Bemiihen um Professiona-
litdt in der beruflichen Betreuungspraxis des BdB und des Bundesver-
bandes freier Berufsbetreuer (BVfB). Weitere fachliche Entwicklungen
stammen aus der Reflexion der beruflichen Praxis und durch Einbe-
ziehung sozialarbeitswissenschaftlicher Verfahren und Methoden. Die
Motivation und die Moglichkeit, aus der Praxis heraus eine Theorie,
Methoden und Verfahren zu entwickeln, wird erst durch den Zusam-
menschluss der Berufsinhaber/innen in Verbanden méglich. Auch im
weiteren Professionalisierungsprozess wird die organisierte Berufs-
praxis den entscheidenden Anteil an der Entwicklung haben®. Im Ge-
gensatz dazu findet das Ehrenamt tiberwiegend einmalig und zeitlich
begrenzt statt. Es kann kaum fachlicher Austausch gepflegt werden
und deswegen auch wenig Bedirfnis nach theoretischem und me-
thodischem Hintergrund entstehen. Momentan wird Betreuungsver-
einen die Aufgabe zugeschrieben, Ehrenamtliche zu gewinnen und zu
unterstiitzen. Diese kdnnen sie mangels ausreichender Finanzierung
und mangels flichendeckender Prasenz nicht ausreichend erfiillen.
Die Professionalisierung ist also nur auf der Grundlage der beruflichen
Ausiibung von Betreuung und im Zusammenhang mit Organisatio-
nen der Berufsinhaber/innen zu denken. Es muss also Hauptamtlich-
keit geben, um Ehrenamtlichkeit nachhaltig unterstiitzen zu kénnen.

Professionalisierung ist kein Selbstzweck. Sie ist erforderlich, um die
gesellschaftliche Aufgabe erfiillen zu kdnnen. Die Unterstiitzung von
Menschen bei der Wahrnehmung ihrer Rechts- und Handlungsfahig-
keit rechtfertigt eine zu jeder Zeit bestmogliche Qualitat. Die Rahmen-
bedingungen miissen Spielraume fiir Professionalisierung bieten. Und
die Berufsinhaber/innen miissen von dem erzielten Einkommen leben
kénnen. Von daher ist Professionalisierung nur im Zusammenhang
mit dafiir tauglichen Rahmenbedingungen umzusetzen. Mit dem
zurzeit geringen Einkommen bei wachsender Arbeitsbelastung fehlt
Raum fiir gute Arbeit und Entwicklung. Veranderungen der Rahmen-
bedingungen sind kaum denkbar, wenn Regierungen Betreuung allein
als Kostenfaktor und als Entrechtung verstehen. Andererseits ist mit
Qualitat und einer daraus resultierenden gesellschaftlichen Anerken-
nung Uberzeugung fur bessere materielle Bedingungen zu erreichen.

10 vergl. Forter-Vondey, Begriff Besorgung, kompass 2/2014 und Roder, Die einen
und die anderen Hilfen, kompass 2/2014

1 Lipp, 2004

12 vergl. »Stell dir vor, du bist Betreuerln und alle wissen, was du tust.«, BdB Infor-
mationen, 2002

13 BdB: Griindung 1994. Mitgliederzahl September 1997:1.000; Mai 2001: 3.900;
Ende 2014: 6.631. Damit sind insgesamt geschatzt 60 % der Berufsinhaber/innen
organisiert.
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Diese Zwickmiihle begleitet die Geschichte der Betreuung. Professio-
nalisierung ist deswegen nur zu verstehen als Entwicklung des Berufs
und der Rahmenbedingungen.

»Professionalisierung beschreibt (...) das Spannungsfeld (...), in dem
sich ein (..) Beruf bewegt: Wahrend die gesellschaftliche Relevanz und
Beachtung der Berufsausiibung deutlich zunimmt, steigen die kogni-
tiven Anforderungen an die Berufsinhaber neben bleibender Abhan-
gigkeit von motivationalen und affektiven Ressourcen, gleichzeitig
nimmt, um erfolgreich zu bleiben, der Bedarf an beruflichen und orga-
nisatorischen Techniken zu, ohne jedoch den personlichen Faktor der
Leistungserbringung vernachlassigen zu kdnnen.«

Stand der Professionalisierung

1. Die Theorie der Betreuung

Funktion der Betreuung

Betreuung soll die Menschenwiirde garantieren —durch Beratung, Un-
terstlitzung und Vertretung und durch Schutz. »Betreuung ist keine
Sozialleistung fiir Kranke und Behinderte, sie geht nicht im Sozialstaat
auf. Die Betreuung schafft vielmehr die notwendigen Voraussetzun-
gen dafir, dass Kranke und Behinderte im Sozialstaat des Grundgeset-
zes ihre Rechte und Pflichten in vollem Umfang wahrnehmen konnen.
Mit anderen Worten: Die Betreuung macht Kranke und Behinderte von
bloRen Leistungsempfangern zu aktiven Teilnehmern im Sozialstaat
und garantiert so die Menschenwiirde.«"

Betreuungsleistung

Die Betreuungsaufgabe wird umgesetzt, indem Betreuer/innen die
Angelegenheiten von Menschen besorgen', die sie selbst nicht besor-
gen konnen. Diese Besorgungsleistung ist also genauer zu betrachten.
Der Kern der Betreuungstatigkeit ist die Besorgungsleistung in Form
von Zurlistung zur Selbstverantwortung und zum Selbstmanage-
ment”. Eine Zuriistung ist erforderlich bei Problemen der internen Dis-
position von Menschen. Probleme mit der internen Disposition kon-
nen sich ergeben in Folge von Krankheit oder Behinderung. Es duBert
sich in einem mangelnden Zugang zur eigenen Biographie, Perspekti-
ve oder Aullenwelt. Es entsteht eine nicht ausreichende Erkenntnis-,
Entscheidungs- oder Handlungskompetenz, die Menschen daran hin-
dern, die eigenen Angelegenheiten teilweise oder ganz zu besorgen.

Die Zurlistung durch die Betreuung bezieht sich also auf die interne
Disposition. Sie findet >im Menschen« statt. Eine Zurlistung zur inter-
nen Disposition »schlieSt an die personliche Lebensfiihrung an und
setzt sie in der Entscheidungsfindung mit der Person oder zu ihrem
Wohl fiir sie fort.«® Zurlistung ist es auch dann noch, wenn Informati-
onen nicht direkt vom Menschen zu erhalten sind, sondern iber Daten
aus dem Lebensumfeld zur Biographie, Perspektive oder dem Lebens-
entwurf ermittelbar (mutmaRlicher Wille) sind und daraus abgeleitet
Entscheidungen getroffen werden.

14 Adler, Reiner, in: IFB, Berufsbetreuer als Freier Beruf

15 Lipp, Volker, Betreuung: Rechtsfiirsorge im Sozialstaat, Betrifft: Betreuung 8,S. 25

16 §1901BGB: Die Betreuung umfasst alle Tatigkeiten, die erforderlich sind, um die
Angelegenheiten des Betreuten (...) rechtlich zu besorgen.

17 vergl.: Forter-Vondey, kompass 2/2014, Roder: kompass 2/2014, Wendt, kompass
2/2014

18 Wendt, Wolf Rainer, Der kleine Unterscheid: (Be)sorgung und (Ver)sorgung,
kompass 2/2014

Konzept der unterstiitzten Entscheidungsfindung

Die gesetzlich geregelte Besorgungsleistung der Betreuung
beinhaltet die Kompetenz zur Vertretung™ und kann auch des-
wegen die Menschenwiirde sichern. Damit besteht allerdings
bei unterentwickelter Praxis die Gefahr, Vertretung zur Ent-
miindigung werden zu lassen. In der Auseinandersetzung um
die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention wird Betreu-
ung schnell ausschlieBlich mit der Vertretung von Menschen
in Zusammenhang gebracht und ist in diesem Verstandnis
gegen die Selbstbestimmung gerichtet. Von dieser Annahme
ausgehend wird gefordert, bei der Betreuung generell auf die
Vertretungsmoglichkeit zu verzichten.

Das wird der Problemlage von Menschen mit zurlistungs-
bediirftiger interner Disposition nicht gerecht. Stellvertretung
bedeutet in der Rechtswissenschaft das legitimierte Handeln
flir eine andere Person. Das findet in der Regel durch Bevoll-
machtigung statt. Vertretungshandeln bezieht sich auf das
»AulRenverhaltnis< von Menschen zu einem Dritten oder einer
Institution und setzt die Entscheidungs- und Handlungsfahig-
keit*> des Auftraggebers voraus. Von daher ist Vertretung an
sich kein Problem, sondern die Unterstiitzung bei der Wahr-
nehmung der Rechts- und Handlungsfahigkeit. Die Wahrneh-
mung der Rechts- und Handlungsfahigkeit bedarf einer mehr
oder weniger umfangreichen Zurilistung von Verantwortung
und Management, also an Besorgungsleistung, um Entschei-
dungen, z.B. auch (iber eine Vertretung, treffen zu konnen. In
einem gemeinsamen Prozess der Betreuung mit der Klientin
oder dem Klienten ist der Unterstiitzungsbedarf bei der Wahr-
nehmung der Rechts- und Handlungsfahigkeit zu ermitteln.
Auch sind Entscheidungen zu treffen liber die Notwendigkeit
und den Umfang einer Vertretung. Es sind z.B. Bedarfe an Sozi-
alleistungen zu erkennen, eine Entscheidung zu treffen, ob An-
spriiche gegeniiber Sozialleistungstragern geltend gemacht
werden sollen, und ob eine Vertretung z.B. gegeniiber dem So-
zialleistungstrager erforderlich ist.» Hierdurch wird die Wiirde
des Menschen in Form von Wohnen, Essen, aber auch Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft, gesichert.

Geeignete unabhingige MaBnahmen

Vertretung ist also nur das geringere Problem. Relevant sind
eher die vorangehende Entscheidung und die Verantwor-
tungslibernahme. Die UN-BRK fordert deswegen »geeignete
MaRnahmen, um Menschen mit Behinderung den Zugang
zu der Unterstlitzung zu verschaffen, die sie bei der Aus-
libung der Rechts- und Handlungsfahigkeit gegebenenfalls
bendtigen.«** Und es wird extra auf die notwendige »Schu-
lung von Fachkraften« hingewiesen, damit die »garantierten
Hilfen und Dienste besser geleistet werden kénnen.«3 In die-
sem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Unab-
hangigkeit derjenigen, die die Besorgungsleistung erbrin-
gen, also die Betreuung, von herausragender Bedeutung ist.

19 §1902 BGB: In seinem Aufgabenkreis vertritt der Betreuer den Betreu-
ten gerichtlich und auRRergerichtlich.

20 Entscheidungsfahigkeit ist die Fahigkeit einer Person, die Fakten
beziiglich einer Entscheidung zu verstehen und abzuwagen, welche
Folgen die Wahl einer Méglichkeit gegeniiber einer anderen hatte, oder
welche Auswirkungen die Entscheidung, nichts zu tun, hatte.

21 Pitschas nennt das Fremdverantwortung; vergl.: Pitschas, Rainer, Ein-
gliederung des Betreuungsrechts in das Sozialgesetzbuch, in : SGB Die
Sozialgerichtsbarkeit, Zeitschrift fiir das aktuelle Sozialrecht, 09/2013

22 BRK,Art.12,(3)

23 BRK, Art. 4, i)
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Neben der jetzigen Form von Betreuung waren Geeignete
Stellen* (Betreuungsbiiros und Vereine), wie sie vom BdB als
Modell entwickelt worden sind, die geeignete Form der Um-
setzung: Sie folgen dem Grundsatz, Menschen, die ihre Ange-
legenheiten nicht besorgen kdnnen, unabhangig und weniger
diskriminierend, in ihrer Selbstbestimmung zu unterstitzen.
Wer eine Besorgungsleistung wiinscht, kann sich direkt an
diese Stelle wenden und nach Priifung der Anspruchsberech-
tigung die Besorgungsleistungen in Anspruch nehmen. Im
Zusammenhang mit einer gesetzlich geregelten Zulassung
und einem Anspruch auf eine Besorgungsleistung ist sowohl
eine Kontrolle als auch eine Anspruchsberechtigung zu regeln.
Die gerichtlich bestellte Betreuung sollte fiir die Menschen
zur Verfugung stehen, die im Hinblick auf eine Unterstiitzung
nicht tber die notwendige Erkenntnis-, Handlungs- oder Ent-
scheidungsfahigkeit verfugen. Uber die Geeigneten Stellen
ware auch das Ehrenamt nachhaltig und flachendeckend zu
unterstitzten.

2. Fachlichkeit

Das Konzept der unterstiitzten Entscheidungsfindung ist
letztendlich nur durch Fachkriafte umzusetzen, die entspre-
chend geschult sind. Grundlagen sind ein methodisches Ins-
trumentarium und verbindliche Verfahren. Fachlichkeit bein-
haltet die Entwicklung und Anwendung von Methoden und
Verfahren aus der Praxis fiir die Praxis mit wissenschaftlicher
Reflexion, um die Aufgabenstellung der Betreuung erfiillen zu
konnen. Folgendes wurde von der Betreuung entwickelt und
wird dort angewendet:

Betreuungsmanagement

Mit dem Betreuungsmanagement® verfligt der Beruf lber
ein Konzept »sowohl der Kontingenz des Einzelfalls?, in dem
eine individuelle Problematik in einem angemessenen Ver-
fahren bewaltigt oder geldst wird (Fallfiihrung), als auch dem
organisierten Prozess, in dem ein humandienstlicher Betrieb
seinem Versorgungsauftrag (hier Besorgungsauftrag, d. A)
in vielen einzelnen Fillen nachkommt (Systemsteuerung).«*
»Da man sich im Versorgungssystem dieses Konzepts und
Verfahrens bedient, kommt die berufliche Betreuung nicht
umbhin, eine eigene Position gegenliber demjenigen Case
Management zu beziehen, mit dem sie es seitens der Diens-
te und Einrichtungen zu tun bekommt.«?® »Es orientiert sich
primar an den Aufgaben, nicht an den Menschen, die diesen
Aufgaben nachkommen wollen oder miissen. Es (...) bezieht
den Menschen, dem geholfen werden soll, in diese sachliche
Orientierung mit ein. Die Bewaltigung der Aufgabe wird zur
Grundlage der Kooperation und der Arbeitsbeziehung in
ihr.«

Das Betreuungsmanagement ermoglicht tber das Assess-
ment — unter Beachtung des Willens und des Lebensentwurfs
der Klient/innen — eine fachlich fundierte Einschatzung der
Lebenslage und bildet damit die Grundlage fiir Entscheidun-

24 zuerst in bdbaspekte, Oktober, 2008

25 vergl.:Roder, Angela, Betreuungsmanagement — eine Methode auf der
Grundlage des Case Managements, bdbaspekte 79, 2009

26 Offenheit und Ungewissheit menschlicher Lebenserfahrungen

27 Wendt, Wolf Rainer, Case Management im Sozial und Gesundheits-
wesen, 6. Auflage, 2014, S. 9

28 ebenda,S.233

29 ebenda,S.10
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gen in Verlangerung des Willens der Klient/innen. Von Betreuer/in
und Klient/in im Vorwege gemeinsam ausgehandelte Kontrakte si-
chern die Handlungsgrundlage fiir Lebensphasen, in denen Klient/
innen nicht entscheidungsfahig sind. Entscheidungen der Klient/in-
nen liegen dann vor und kénnen nach aufen vertreten werden.

Fachliche Standards, Berufstatigkeit, Leitlinien

Das Betreuungsmanagement »ldasst Raum fiir die Kunst der Bezie-
hung und fiir die Gestaltung des beruflichen Einsatzes.«3° Mit der Ent-
wicklung von Standards sollen die Kunst und der berufliche Einsatz ge-
staltet werden. Der BdB setzt die Entwicklung der Leitlinien3 und der
Berufsethik mit fachlichen Standards fort. Ein Standard ist eine ver-
einheitlichte, anerkannte und angestrebte Art und Weise des verbind-
lichen Betreuungshandelns fiir wichtige Lebensbereiche von Klient/
innen. Standards entfalten dann Wirkung, wenn sie bei Klient/innen,
deren Organisationen und den jeweiligen Partnern (Arzteschaft, Be-
horden, Gerichte etc.) akzeptiert sind. Damit wird Betreuungshandeln
gegeniiber Klient/innen und Dritten transparent und nachvollziehbar.
Die fachliche Grundlage fiir eine Weiterentwicklung der Qualitatssi-
cherung ware damit gegeben. Das Bild von Betreuung in der Offent-
lichkeit wiirde gepragt von dem, was fachliches Betreuungshandeln
ist und nicht durch «schwarze Schafe«. Standards sind gleichzeitig
und zu allererst Hilfestellungen fiir die berufliche Praxis, in dem sie fiir
Orientierung und Sicherheit in der taglichen Praxis sorgen.

3. Instrumente der Qualitétssicherung

Instrumente der Qualitadtssicherung haben die Theorie der Betreuung
und die Fachlichkeit zur Grundlage. Zu den Instrumenten der Quali-
tatssicherung gehoren:

Qualitatsregister

Das Qualitatsregister des BdB ist ein System der Qualitdtssicherung,
das Transparenz liber Betreuer/innen und deren Leistungsangebo-
te schafft. Klient/innen kdnnen sich im wahrsten Sinne des Wortes
selbst ein Bild von (zukiinftigen) Betreuer/innen machen. »Die Web-
site ist die zentrale Informationsplattform des Qualitatsregisters. Hier
stellen sich berufliche Betreuer/innen mit ihren Qualifikationen und
Arbeitsschwerpunkten vor, kdnnen sich Gerichte und Betreuungsbe-
hérden ein Bild von fachlich versierten QR-Mitgliedern machen...«3?
Die Mitgliedschaft im Register ist freiwillig. Wer sich registrieren lasst,
erkennt mit einer Selbstverpflichtung Berufsethik und Leitlinien an
und sichert die verbindliche Teilnahme an Fort- und Weiterbildung zu.
Das Qualitatsregister bildet die gemeinsamen Qualitatskriterien von
Bundesarbeitsgemeinschaft der tberdrtlichen Trager der Sozialhilfe
(BAGUS) und der Kommunalverbande ab.

Beschwerdemanagement

Die Beschwerdestelle des BdB3 nimmt Beschwerden entgegen, die
sich auf die Zusammenarbeit mit BdB-Mitgliedern oder Mitgliedern
des Qualitatsregisters beziehen. Nach Eingang einer Beschwerde wird
ein regionales Schlichtungsverfahren in Gang gesetzt. Kommt es hier
zu keiner Losung, werden die betroffenen Betreuer/innen um eine Stel-
lungnahme gebeten, die die Beschwerdestelle fachlich priift. So sollen
Konflikte im Sinne einer Mediation oder Schlichtung geldst werden.

30 ebenda,S.10

31 vergl.: Berufsethik und Leitlinien, BdB argumente, 4, 2005. Bereits vor fast zehn
Jahren wurden eine Ethik der Berufsbetreuung und Leitlinien fiir das Betreu-
ungsmanagement verabschiedet. Sie bilden nach wie vor die Grundlage fiir die
Verbands- und die Mitgliedschaft im Qualitatsregister.

32 www.bdb-gr.de

33 vergl.: Neues Konzept fiir Beschwerdestelle: Beschwerden sind bei uns besser
aufgehoben, S.14/15, bdbaspekte 101/2014
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schwerpunktthema

Nach den vorliegenden Erfahrungen haben die Beschwerden uber-
wiegend die Beziehungsgestaltung, also die Fachlichkeit, zum Inhalt.

Reaktionen auf die Professionalisierung
und neue Entwicklungen

Es konnten bislang keine substanziellen Fortschritte auf politischer
und praktischer Ebene erstritten werden. Qualitat wurde von Bun-
des- und Landesregierungen bewusst nicht thematisiert, berufliche
Qualifizierung verhindert. Angeblich wiirde durch Qualitdt und Quali-
fizierung das betreuerische Ehrenamt unterminiert. Die parallel vorge-
tragene Forderung nach einer Verbesserung der Rahmenbedingungen
flir die Betreuungsarbeit wurde mit dem Argument beiseite gewischt,
dass es keine Professionalisierung brauche und deswegen auch die
Honorierung ausreichend sei.

Von der Offentlichkeit immer wieder beklagte Qualitatsdefizite in
der Betreuungspraxis** wurden vom Gesetzgeber bisher nur durch
formale Mittel (z.B. die Einfligung »rechtlich« in das Betreuungs-
gesetz, die Pauschalisierung der Verglitung, die Festlegung, Anga-
ben zur Besuchshadufigkeit zu machen, oder durch die «Starkung der
Betreuungsbehorden«®) aufgegriffen. Weiter wird auf sogenannte
andere Hilfen3® verwiesen, die aus dem Sozialbereich erfolgen sollen.
Das Ehrenamt sollte und soll die Probleme I6sen. Diese Losungen sind
mehrfach gescheitert, gelten aber bisher weiter als der Kénigsweg. Im
Kern ging es dabei aber nicht in erster Linie um die mit der Betreu-
ung zu unterstiitzenden Menschen, sondern um die Verhinderung
von Betreuungen, um Kosten zu reduzieren. Hinzu kommt, dass sich
Entscheidungen zur Weiterentwicklung im Zustandigkeitsgestriipp
zu verheddern drohen. Justizministerien und -verwaltungen, unter-
schiedliche Behorden, Gerichte, Sozialministerien und -verwaltungen,
Kommunen, Lander, Wohlfahrtsverbande und Berufsinhaber/innen
sind nicht unter einen Hut zu bringen. Eine Kommunikation zwischen
Sozialem und Justiz scheint ausgeschlossen. Dies alles verhindert
Steuerung und Entwicklung. Damit ist das Motto der UN-BRK, «Nicht
ohne uns lber uns«, bei der Betreuung noch in sehr weiter Ferne.

Grundlage fiir das Dilemma ist nach wie vor die Vorstellung von
Betreuung als Entrechtung und nicht als Berechtung (im Sinne von
Wahrnehmung der Rechts- und Handlungsfahigkeit). Zu Ende gedacht
ist somit nur eine nicht stattfindende Betreuung eine gute Betreuung.
Die Auseinandersetzung mit der eigenen Jahrhundertreform und mit
dem Kern, der Betreuungspraxis, ist seit vielen Jahren stecken geblie-
ben bzw.fand noch gar nicht statt. Gleichzeitig musste mit der Patien-
tenverfligung und gerichtlich erzwungenen Regelungen zur Zwangs-
handlung das Betreuungsrecht deutlich ausgeweitet und damit die
Bedeutung von Betreuung deutlich aufgewertet werden. Die Diskus-
sion um die Veranderung der Eingliederungshilfe lautet die nachste
Runde des Bedeutungszuwachses von Betreuung ein. Und wieder
droht, dass Menschen mit Behinderung, die einen immer hoheren
Bedarf an Unterstiitzung bei der Besorgung ihrer Angelegenheiten
haben, durch die Nichtberiicksichtigung von Betreuung die Verlierer
sein konnten.

34 vergl.:ein Teil der Begriindung der Justizministerin Zypries fiir die Gesetzesande-
rung 2005

35 Gesetz zur Starkung der Funktionen der Betreuungsbehdrde vom 28.08.2013

36 vergl.: kompass 02/2014, Schwerpunkt: Abschied von der Eingliederungshilfe:
Was kommt da auf uns zu? Das Bundesleistungsgesetz fiir Menschen mit Behin-
derungen und seine Folgen fiir Betreuung

Neue Entwicklungen

Wer die Ergebnisse betrachtet, die die Bemiihungen um Re-
gelungen fiir eine Professionalisierung bzw. Profession bisher
ergeben haben, konnte sich dazu verleiten lassen, die Weiter-
entwicklung von Betreuung aufzugeben. Neuere Entwicklun-
gen ermutigen uns aber, die Profession wieder direkter in den
Fokus zu nehmen. Nach der Bundestagswahl von 2013 konnte
malgeblich der BdB erreichen, dass die Weiterentwicklung
von Betreuung in den Koalitionsvertrag geschrieben wurde.
Kampagnen und Diskussionen mit Fachoffentlichkeit und Po-
litik tragen Friichte. Unter Beteiligung der Fachoffentlichkeit
zur strukturellen Weiterentwicklung von Betreuung stehen
nun die Qualitat der beruflichen, aber auch der ehrenamtli-
chen Betreuungstatigkeit und die Zulassung zum Beruf im
Mittelpunkt. Qualitat in der beruflichen Betreuung wird in
Zusammenhang mit einer Fachlichkeit gebracht. Es herrscht
die Erkenntnis vor, dass Qualitat nur durch Professionalisie-
rung des Berufs erreichbar ist. Auch in der ehrenamtlichen
Betreuung haben Menschen ein Recht auf eine qualitatsvolle
Unterstiitzung. Im Zusammenhang mit der Vorstellung, iber
die erwahnten andere Hilfen Betreuung vermeiden zu konnen,
wird mehr (iber den Zusammenhang von Entwicklungen im
sozialen Bereich und einer notwendigen Weiterentwicklung
von Betreuung nachgedacht. Und es besteht Einsicht, dass sich
das Betreuungsgesetz noch nicht in Ubereinstimmung mit der
UN-BRK befindet. Somit hat auch das Bundesjustizministeri-
um eine Diskussion um die Weiterentwicklung von Betreuung
eroffnet.

Dennoch haben wir die neuen Entwicklungen ohne lllusionen
zu betrachten. Die bisher erkennbaren Ansatze sind nicht ausrei-
chend. Es wird bisher keine Diskussion um einen gemeinsamen
Betreuungsbegriff gefiihrt, ebenso wenig wie Uber fachliche
Kriterien flir Qualitat, Uber eine fachlich begriindete Zulassung
zum Beruf oder (iber eine auf Fachlichkeit fukende Berufsauf-
sicht. Da dieses (noch) nicht erfolgt, drohen die strukturellen
Weiterentwicklungen hauptsachlich in den von den Bundeslan-
dern favorisierten Anderungen wie Fallzahlbegrenzung oder die
gesetzliche Vertretungsmacht fiir Angehorige stecken zu blei-
ben. Wiirden diese Uberlegungen Realitat, wire nicht nur die
Professionalisierung der Betreuung verhindert, sondern auch
eine Deprofessionalisierung das Ergebnis.

Dennoch: Die begonnene Diskussion um die strukturelle
Weiterentwicklung von Betreuung ist ein Paradigmenwechsel
im Verhaltnis zu der bisher kategorischen Absage an Weiter-
entwicklung und eréffnet damit Chancen. Die Professionali-
sierungsstrategie des BdB erweist sich als ein wichtiger Bau-
stein fur die Mitgestaltung der begonnenen Uberlegungen.
Sie bietet Menschen mit Behinderungen und der Betreuung
gleichermafen eine Perspektive.

Losung

1. Chancen nutzen!

Noch sind alles nur Andeutungen und Absichten. Die neuen,
skizzierten Uberlegungen kénnen den direkteren Weg zur Pro-
fession Uber die weitere Professionalisierung eréffnen. Dazu
sollte dem Ziel, Profession zu sein, konkreter zugearbeitet wer-
den. Weitere Hemmnisse sollten von allen Seiten analysiert
und nach Moglichkeit beseitigt werden.

2. Kammer
Bereits seit 2010 liegt eine vom BdB in Auftrag gegeben Stu-
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die des IFB3” zum Thema Perspektiven der Professionalisierung
mit dem Ziel einer Kammer vor. »\Kammern nehmen als Selbst-
verwaltungsorganisationen des (..) Berufstandes staatliche
Aufgaben mit hoheitlichen Mitteln selbstdndig und in eige-
ner Verantwortung, jedoch unter staatlicher Aufsicht wahr.
Sie agieren insofern subsidiar und entlasten den Staat, indem
sie nicht nur der Wahrung der Interessen des Berufstandes
(Daseinssicherung), sondern auch dem (...) Klienten, dem Auf-
traggeber und der Allgemeinheit (Gemeinwohl) dienen.«3 Sie
regeln den Berufszugang und sichern die Qualitat. Grundlage
fir das Wirken der Kammer und die Regelung des Berufszu-
gangs ist ein Berufsgesetz. Auf diese bestehenden Grundlagen
kann jederzeit zuriickgegriffen werden. Durch diesen Schritt
der Professionalisierung kann es gelingen, den Reformstau in
der Betreuung aufzuheben, eine verbindliche Zulassungs- und
Qualitatssicherung einzufiihren und liber eine einheitliche ge-
setzliche Grundlage das Zustandigkeits- und Steuerungspro-
blem im Betreuungswesen zu I6sen.

3. Néchste Schritte einer Weiterentwicklung von Betreuung
Sicherlich ist davon auszugehen, dass eine Losung in Form ei-
ner beruflichen Selbstverwaltung in Form einer Kammer eine
langere Zeit in Anspruch nimmt und Vorarbeiten weiter zu
erbringen sind. Folgende Elemente sollten in den Mittelpunkt
weiterer Arbeit gerlickt werden:

a) Standards

Standards sind vom Beruf und von den Verbanden zu entwickeln.
Zu bewerten sind sie in erster Linie von Betroffenenverbanden
und von Partnern einzelner Bereiche (Zwangsbehandlung/Me-
dizin, Vermogensverwaltung/Gerichte usw.). Um Erfahrungen
zu sammeln, macht es Sinn, das Vorhaben zundchst in wichti-
gen Bereichen (Zwangsbehandlung, Vermégensverwaltung,
Pflege, ...), 6rtlich begrenzt, mit lokalen Partnern zu beraten und
wenn moglich umzusetzen. Standards bilden eine Messlatte fiir
gute Betreuungsarbeit, die hierdurch zu evaluieren ist. Zudem
ermoglichen sie, auf bestehende Qualitatsdefizite hinzuweisen,
deren Ursache maligeblich in den schlechten Rahmenbedin-
gungen liegen. Standards sind letztendlich von den Berufsinha-
ber/innen und ihren Organisationen fiir verbindlich zu erklaren.

b) Berufszulassung

Eine Zulassung zum Beruf und eine Qualifikation als Voraus-
setzung zur Berufsausiibung sind sowohl Qualitatsmerkma-
le als auch zentrale Entwicklungsschritte zu einer Profession.
Die Aufgabenstellung der Betreuung und die an den Beruf
gestellten Herausforderungen sind Griinde, die eine gesetz-
liche Regelung (Berufsgesetz) fiir eine Berufszulassung auf
der Grundlage von Ausbildung erfordern.Im ersten Schritt ist
(ggf. als untergesetzliche Empfehlungen des Bundesministe-
riums fur Justiz und Verbraucherschutz (BMJV)) eine Quali-
fikation furr Berufseinsteiger/innen inklusive eines ldngeren,
zu finanzierenden Praktikums sinnvoll. Das Angebot fiir Ein-
steigerqualifikationen und Praktika sollte von Berufsinhaber/
innen bzw. Verbanden mitgestaltet werden (»vom Beruf fir
den Beruf«). Gleichzeitig ist als Beweis ernsthaften Bemii-
hens die Streichung der ersten Vergiitungsstufe aus dem

37 Oberlander, Funk, Herrmann, Perspektiven der Professionalisierung der
Berufsbetreuung, Studienbericht des Instituts fuir Freie Berufe (IFB),
2010

38 ebenda,S.84
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Gesetz vorzunehmen, bei Besitzstandwahrung fiir jetzige Berufsin-
haber/innen.

c) Qualitatssicherung

Eine Qualitdtssicherung ist auf der Grundlage der beruflich erforder-
lichen Fachlichkeit verbindlich zu regeln, letztendlich in Form eines
Berufsgesetzes und einer Kammer. Als erster (ggf. untergesetzlicher
Schritt) sollten bestehende Systeme wie das BdB-Qualitatsregis-
ter durch das BMJV und die entsprechenden Betreuungsbehorden
und -gerichte empfohlen werden und mehr Verwendung finden.

d) Strukturelle Weiterentwicklung

Das BMJV sollte einen Diskussionsprozess zum Betreuungsbegriff
starten. Es ist Uiber das Konzept eines unabhangigen, weniger diskri-
minierenden Angebots von Besorgungsleistung und tiber Modellpro-
jekte zur Erprobung der Geeigneten Stelle nachzudenken.

e) Anpassung des Betreuungsgesetzes an die UN-BRK

Die Weiterentwicklung der Betreuung zu einem mehr selbstbestimm-

ten, sozialraumorientierten, weniger diskriminierenden Unterstiit-

zungssystem flir Menschen, die ihre Angelegenheiten nicht besorgen

kénnen, ist der Hintergrund fiir die Anpassung des Betreuungsrechts an

die UN-BRK. Kurzfristig sind folgende Anderungen im BtG erforderlich:

- die Zwangssterilisation (§ 1905) ersatzlos zu streichen,

- die Bestimmung, dass das Wahlrecht aberkannt wird, wenn alle Auf-
gabekreise angeordnet sind, abzuschaffen,

- eine Uberprifung des Einwilligungsvorbehalts und des § 104 BGB
(Geschaftsfahigkeit).

Fazit

Betreuung professionalisiert sich seit vielen Jahren und ist damit auf
dem Weg zur Profession. Eine Profession ist wegen der gesellschaft-
lichen Bedeutung der Aufgabenstellung gerechtfertigt. Der Beruf ist
wegen der (wachsenden) Bedeutung einer unabhangigen Zuriistung
zum Selbstmanagement und zur Selbstverantwortung fiir Menschen
mit Behinderungen zu fordern. Deswegen sind gesetzliche Regelun-
gen, die die Gestaltung einer Profession ermoglichen, angemessen
und erforderlich. Eine Profession béte die Losung fir fachliche und
strukturelle Probleme des Betreuungswesens. In einer Kammer kann
die Buindelung qualitatssichernder MaRnahmen stattfinden. Sowohl
die individuellen Voraussetzungen fiir eine Profession in Form von
qualifizierten und qualitatsbedachten Berufsinhaber/innen als auch
die strukturellen Voraussetzungen liegen vor. Berufsbetreuer/innen
gehen damit mehr Verpflichtungen ein, haben dafiir aber den Vorteil
von dauerhaften, besseren und geregelteren Rahmenbedingungen.

Klaus Forter-Vondey ist \orsitzender des Bun-
desverbandes der Berufsbetreuer/innen und
leitet ein Betreuungsbiiro in Hamburg.

13



	Klaus Förter-Vondey
	Die Zeit für die Profession Betreuung ist reif


